
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen sieht mit großer Sorge die Verengung und 

Verhärtung im öffentlichen Reden über Flucht und Migration.  

Die Landessynode weiß um regionale und lokale Probleme bei Unterbringung und Aufnahme; sie weiß um 

rechtliche und finanzielle Zwänge und um administrative und politische Widersprüche. Die Landessynode 

dankt ausdrücklich allen, die auch in schwierigen Zeiten in Politik und Behörden, in Kommunen, 

Kirchenkreisen, Gemeinden, diakonischen Werken und gesellschaftlichen Initiativen mit großem Engagement 

und festen Überzeugungen Humanität und Menschenrechte wahren und achten, schützen und pflegen.  

Die Synode beklagt und kritisiert rhetorische Überspitzungen, verzerrte Fakten und implizite Rassismen, die 

teils bis in die politische Mitte vordringen. Es ist unsachlich, Geflüchtete und Migrant*innen pauschal in die 

Nähe von Kriminalität und Verbrechen zu rücken. Es ist unaufrichtig so zu tun, als trügen Geflüchtete die 

Schuld für seit Jahren ungelöste europapolitische Streitfragen und Mängel der Bildungs-, Kommunal- und 

Finanzpolitik.  

Das Bedürfnis nach Sicherheit teilen alle Menschen, egal ob mit oder ohne Zuwanderungsgeschichte. Die 

Aufgabe des Staates, für diese Sicherheit zu sorgen, darf nicht gegen die Rechte von Geflüchteten ausgespielt 

werden. 

Auch in einem Wahljahr gilt: Sprache schafft Wirklichkeit. Grobe, pauschalisierende und verächtlich 

machende Formulierungen gefährden den gesellschaftlichen Zusammenhalt, frustrieren und verängstigen 

Menschen mit Migrationshintergrund und verstärken extremistische und populistische Erzählungen.  

 



Die Landessynode bittet Politik und Medien und alle, die in der Öffentlichkeit über Geflüchtete sprechen, um 

einen Ton der Sachlichkeit und Menschlichkeit, der die Einzelnen und ihre Schicksale ernstnimmt und damit 

Pauschalisierungen entgegentritt. Es braucht einen Diskurs, der mit den Problemen der Aufnahmegesellschaft 

auch die Hoffnungen und das Vertrauen der Ankommenden wahrnimmt und den unverzichtbaren Beitrag von 

Zugewanderten zum Gemeinwesen würdigt.


